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Rainer Becker,  
Polizeidirektor a. D.,  
Wilhelmshaven 
Ehrenvorsitzender der 
Deutschen Kinderhilfe – 
Die Ständige Kinder­
vertretung e. V.

Aussage handelt.“1 Bei der Untersuchung 
pflegen sich auch beauftragte Gutach-
ter methodisch an der von der allgemei-
nen Aussagepsychologie übernommenen 
sog. Nullhypothese zu orientieren. Sie äh-
nelt der in den empirischen Teilen der hu-
man- und sozialwissenschaftlichen gän-
gigen Nullhypothese. Diese geht, eben als 
Arbeitshypothese und nicht als substanzi-
elle These, üblicherweise dahin, dass zwi-
schen zwei Phänomenen/Ereignissen kein 
kausaler Zusammenhang besteht. Mit den 
etablierten Verfahren bzw. Methoden bzw. 
Instrumenten machen sich die Forschen-
den dann daran, die Hypothese zu wider-

Bis vor Kurzem hatte ich mich nicht 
oder allenfalls an der Oberfläche 
mit einem Problem auseinander-

gesetzt, das seinen Ursprung bereits beim 
sexuellen Missbrauch von Kindern gemäß 
§ 176 StGB findet und sich dann beim 
sexuellen Missbrauch von sogenannten 
Schutzbefohlenen gemäß § 174 StGB so-
gar noch ausgeprägter fortsetzt:
Es geht um die Frage der Glaubwürdig-
keit der Betroffenen, bei denen nicht zu-
letzt aufgrund der sogenannten Nullhypo-
these die Beweislast dem Grunde nach zu 
ihren Ungunsten umgekehrt wird, auch 
wenn dies anscheinend bislang niemand 
je in dieser Form so direkt beim Namen 
genannt zu haben scheint.

Die Bedeutung der Nullhypothese 
bei der Beweiswürdigung
In der Rechtsprechung jedenfalls stützen 
sich die Instanzgerichte, so weit es um Be-
weiserhebungen und Beweiswürdigung in 
Strafsachen geht, bis heute auf eine Ent-
scheidung des 1. Strafsenats des Bundes-
gerichtshofs aus dem Jahr 1998:

MEINUNGSFORUM

Der sexuelle Missbrauch von 
Kindern und Schutzbefohlenen 
– Glaubwürdigkeitsfragen und 
ihre Folgen

„Das methodische Grundprinzip besteht 
darin, einen zu überprüfenden Sachverhalt 
(hier: Glaubhaftigkeit der spezifischen Aus­
sage) so lange zu negieren, bis diese Negati­
on mit den gesammelten Fakten nicht mehr 
vereinbar ist. Der Sachverständige nimmt 
daher bei der Begutachtung zunächst an, 
die Aussage sei unwahr (sog. Nullhypothe­
se). Zur Prüfung dieser Annahme hat er 
weitere Hypothesen zu bilden. Ergibt sei­
ne Prüfstrategie, daß die Unwahrhypothe­
se mit den erhobenen Fakten nicht mehr 
in Übereinstimmung stehen kann, so wird 
sie verworfen, und es gilt dann die Alter­
nativhypothese, dass es sich um eine wahre 

Vorstellung der Zahlen kindlicher Gewaltopfer 
- Auswertung der Polizeilichen Kriminalstatistik 2020 -
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14jährige
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6jährige
Sexueller Missbrauch von 
Kindern §§ 176, 176a, 176b 
StGB (vollendet) 13.647 1.212 13.374 1.671 12.984 1.709 13.210 1.607 12.850 1.543 13.683 1.766 14.898 1.859 16.018 2.094
Sexueller Missbrauch von 
Kindern §§ 176, 176a, 176b 
StGB (versucht) 963 71 794 61 749 58 841 70 689 69 727 60 803 78 668 78

*Vergewaltigung und sexuelle 
Nötigung/Übergriffe §§ 177 Abs. 
1, 2, 3, 4, 6, 7, 8 und 9, 178 
StGB (vollendet) 236 18 207 20 178 18 220 25 264 23 179 13 218 21 210 22

*Vergewaltigung und sexuelle 
Nötigung/Übergriffe §§ 177 Abs. 
1, 2, 3, 4, 6, 7, 8 und 9, 178 
StGB (versucht) 31 2 20 2 17 2 25 0 29 1 17 0 17 0 25 2
Gesamtzahl 14.877 1.303 14.395 1.754 13.928 1.787 14.296 1.702 13.832 1.636 14.606 1.839 15.936 1.958 16.921 2.196
Quelle: Bundeskriminalamt, PKS 2019 *inhaltliche Änderung, Vergleich mit den Jahren vor 2017 ist nicht möglich

Die Schlüssel zu Vergewaltigung und sexuelle 
Nötigung/Übergriffe sind überarbeitet worden.
Sie sind nicht mit den Jahren vor 2017 vergleichbar.
2018 Schlüssel 111000:  inhaltliche Änderung, Vergleich mit dem
Vorjahr ist u.U. nur eingeschränkt möglich.

Opfer gesamt 6,18%

Sexualisierte / sexuelle Gewalt (Anzahl der Opfer)

2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020

Veränderung Vergleich 2019-2020
Sexueller Missbrauch von Kindern §§ 
176, 176a, 176b StGB (vollendet und 
versucht) 6,27%

*Vergewaltigung, sexuelle Nötigung und 
sexueller Übergriff im besonders 
schweren Fall einschl. mit Todesfolge §§ 
177, 178 StGB  (vollendet und versucht) 0,00%
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Nötigung/Übergriffe §§ 177 Abs. 1, 2, 3, 
4, 6, 7, 8 und 9, 178 StGB (vollendet und 
versucht)
NICHT MIT DEN JAHREN VOR 2017 
VERGLEICHBAR !!!!
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legen. Wenn dies nach den Regeln der 
jeweiligen Forschungsdisziplin nicht ge-
lingt, gilt die Nullhypothese als verworfen. 
Dies läuft, für sich genommen individu-
alpsychologisch durchaus nachvollzieh-
bar, aber dennoch im Effekt höchst pro-
blematisch in den Folgen, tendenziell 
darauf hinaus, dass man den Wahrheits-
gehalt der Anzeige erst einmal anzweifelt. 
Selbst wenn dies nicht der Fall ist, aber die 
Vertreter der Institutionen es versäumen, 
den Betroffenen die Bedeutung der Vor-
gehensweise in klarer Alltagssprache zu 
verdeutlichen, hat dies die faktisch kaum 
vermeidbare Folge, dass die betroffenen 
Anzeigeerstatter(innen) den für sie er-
schreckenden bis schrecklichen Eindruck 
bekommen, dass ihnen niemand Glauben 
schenken will und wird.

Anzeigenerstattungen im  
Zusammenhang mit Trennungen/
Sorgerechtsfragen
Wenn sich z. B. Mütter eben gerade wegen 
des für sie evidenten Verdachts auf sexu-
ellen Missbrauch zu einer Trennung von 
ihrem Partner gezwungen gesehen haben, 
kommt für den neutralen Betrachter die 
Frage auf, warum es für viele Jugendamts-
mitarbeiter und auch Polizeibeamte so 
verwunderlich ist, dass es überwiegend al-
leinerziehende Mütter sind, die erst nach 
einer vollzogenen Trennung außerhalb 
einer eigenen Gefährdungslage und nach 
langem Hin- und Herüberlegen zum ver-
bindlichen Entschluss kommen, Anzeige 
zu erstatten.
Mir wurde bereits vor Jahrzehnten wäh-
rend meines Studiums vermittelt, dass 
ich bei Anzeigen wegen sexuellen Miss-
brauchs stets besonders kritisch und vor-
sichtig zu sein habe, wenn sich eine Anzei-
geerstatterin von ihrem Partner getrennt 
habe oder in Trennung lebe.
Ohne konkrete Quellen ging man bereits 
damals fast schon standardisiert davon 
aus, dass sich Mütter in Trennungszeiten 
oftmals Vorteile im Sorgerechtsverfah-
ren zu verschaffen versuchen oder sich 
am ehemaligen Partner zu rächen versu-
chen, indem der Vorwurf sexuellen Miss-
brauchs ins Spiel gebracht wird.
Bis heute wiederholten und wiederho-
len mir gegenüber zahlreiche selbst wohl-
wollende und kritische Richter diese An-
sicht als Erfahrung. Warum? Und warum 
nur gegenüber Frauen? Und warum in ei-

nem derartigen Umfang? So etwas mag in 
Einzelfällen vorkommen und muss dann 
angemessen bestraft werden, aber in der 
Mehrzahl der Fälle?

Kritischer Umgang mit  
Nullhypothese erforderlich
Auch wenn man heute noch für die da-
mals entwickelte Hypothese zum Zwecke 
der Wahrheitsfindung ein gewisses Ver-
ständnis aufbringen mag, steht eine in-
tensive Diskussion zwischen Wissenschaft 
und Praxis darüber an, inwieweit derar-
tige Sichtweisen noch mit den heutigen 
Vorstellungen von Würde und Schutz von 
Opfern schwerster Straftaten, insbesonde-
re wie hier von Straftaten gegen ihre se-
xuelle Selbstbestimmung, vereinbart wer-
den können. 
Die das Strafverfahren kennzeichnende 
Unschuldsvermutung gegenüber einem 
Beschuldigten oder Angeklagten darf 
nach Auffassung des Verfassers nicht län-
ger quasi automatisch schwerer wiegen 
als die Vermutung der grundsätzlichen 
Glaubhaftigkeit der Aussage von Geschä-
digten.
Ich habe zwar Verständnis für die da-
mals entwickelte Hypothese zum Zwecke 
der Wahrheitsfindung, inwieweit sie aber 
noch den heutigen Vorstellungen von 
Würde und Schutz von Opfern schwerster 
Straftaten insbesondere gegen ihre sexu-
elle Selbstbestimmung entspricht, ist aus 
meiner Sicht mindestens äußerst diskus-
sionswürdig.
Denkbar könnte z. B. die Herbeiführung 
einer sogenannten praktischen Konkor-

danz sein, bei der beide Seiten gleichbe-
handelt werden und der Sachverhalt durch 
bestmögliche tiefgehende Ermittlungen in 
alle Richtungen ausermittelt wird.
Aber eine De-facto-Schlechterstellung 
von Opfern von Gewalttaten im Verhält-
nis zu den Beschuldigten bzw. Angeklag-
ten von vorneherein ist nach meiner Auf-
fassung in keiner Weise mehr zeitgemäß.
Die sogenannte Nullhypothese ist zu-
nächst einmal eine Theorie aus der Aussa-
gepsychologie und hat dem Grunde nach 
eigentlich nichts mit der Strafzumessung 
zu tun. 
Dennoch prägt sie nach meiner Auffas-
sung seit Jahrzehnten eine Grundein-
stellung von Juristen bis zu ermittelnden 
Polizeibeamten, die durch ihren so regel-
haften absoluten Zweifel am Wahrheitsge-
halt einer Aussage so auch zu einer selek-
tiven Wahrnehmung und zu einer daraus 
resultierenden Grundhaltung insbeson-
dere Opferzeugen gegenüber führen kann. 
Wenn es dann auf Basis der Nullhypo-
these oftmals zugunsten der Angeklagten 
zu Freisprüchen oder Verfahrenseinstel-
lungen kommt, dürfte es mehr als wahr-
scheinlich sein, dass auch in den Fällen, in 
denen die Tat und die Täterschaft beweis-
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bar sind, zumindest Restzweifel an der 
Schwere der begangenen Tat bleiben, so-
dass sie mittelbar dann doch auch Einfluss 
auch die Höhe der Strafzumessung hat.
Bei kindlichen Betroffenen befinden sich 
eher nur in sehr seltenen Fällen verwert-
bare genetische Spuren am Körper des 
Opfers, die sich einer bestimmten Person 
zuordnen lassen. Fachärzte für Rechts-
medizin können dann oftmals zwar ein-
deutige Hinweise auf sexualisierte Gewalt 
diagnostizieren. Sie sind aber vor dem 
Strafgericht ohne weitere Beweise trotz-
dem nicht gegen einen bestimmten Ange-
klagten verwertbar. 
Nur selten sind Angeklagte so dumm, die 
Tat einem Dritten gegenüber einzuräu-
men oder diese gar auf Bild- und Ton-
trägern aufzuzeichnen, sodass sie irgend-
wann sichergestellt und ins Verfahren 
eingeführt werden können. Schließlich 
gelten Aussagen von Kindern unter vier 
Jahren als nicht verwertbar. Realistisch ist 
daher davon auszugehen, dass weit über 
90  Prozent aller Strafanzeigen ohne eine 
Verurteilung des Angeklagten enden – 
wenn es denn überhaupt zu einer Ankla-
ge kommt.

Erfahrungen in den USA
Darüber hinaus fanden die Forschenden 
(Joan Meier et al.) bei einer Analyse von 
fast 2.000 Fällen in den USA heraus, dass 
Mütter, die den Vorwurf der Kindesmiss-
handlung gegen den Vater erhoben, in 
einem von vier Fällen das Sorgerecht an 
den mutmaßlichen Täter verloren. Selbst 
wenn es sich um nachgewiesene Fälle der 

Kindesmisshandlung handelte, bekamen 
trotzdem in 19 Prozent aller Fälle die Vä-
ter das alleinige Sorgerecht. Wenn Mütter 
gemischte Formen der Gewalt vorwarfen, 
also beispielsweise körperliche und sexua-
lisierte Gewalt, stieg das Risiko für sie, das 
Sorgerecht zu verlieren, sogar auf 50 Pro-
zent. Erhoben dagegen Väter Gewaltvor-
würfe gegen die Mutter, verloren sie in 12 
Prozent aller Fälle das Sorgerecht. Erho-
ben Mütter die Vorwürfe, verloren sie in 
28 Prozent der Fälle das Sorgerecht.
Bei nachgewiesener Gewalt war der Un-
terschied noch größer. Während 4 Pro-
zent der Väter das Sorgerecht an gewalttä-
tige Mütter verloren, verloren 13 Prozent 
der Mütter das Sorgerecht an einen nach-
gewiesen gewalttätig gewesenen Vater.2

Bis heute gibt es keine vernünftigen Erklä-
rungen für das hier festgestellte eklatante 
Geschlechterungleichgewicht.

Bewertung des sexuellen Miss-
brauchs von Schutzbefohlenen – 
auf Anzeigen verzichten?
Nicht viel anders sieht das Problem in der 
Bewertung von Fällen des sogenannten 
sexuellen Missbrauchs von Schutzbefoh-
lenen aus. Die Betroffenen befinden sich 
in einem Abhängigkeitsverhältnis zum 
Täter/zur Täterin. Wenn dieser behaup-
tet, es sei zu einvernehmlichen sexuellen 
Aktivitäten gekommen, haben die Betrof-
fenen auch hier das Problem, bei einem 
nicht geständigen Angeklagten das Ge-
genteil beweisen zu müssen.
Heute, nach zurückliegenden über 40 Jah-
ren Polizeidienst, kann ich Betroffenen 

von sexualisierter Gewalt nicht mehr – 
wie früher gelernt – standardisiert trotz-
dem zu einer Anzeige bei der Polizei und 
zu einer justiziellen Aufbereitung dessen, 
was ihnen angetan wurde, raten. Mittler-
weile ist eher das Gegenteil der Fall. Da 
mag höchstwahrscheinlich eine gute psy-
chotherapeutische Aufbereitung den Be-
troffenen oftmals mehr helfen können, 
irgendwann einmal wieder mit sich ins 
Gleichgewicht zu kommen, als ein häufig 
immer noch retraumatisierendes Ermitt-
lungsverfahren mit einer Vielzahl noch 
immer nicht bewältigter Schwachstellen 
in unserer Justiz im Umgang mit Opfern 
von sexueller Gewalt.
Dies dürfte noch mehr für die Fälle gelten, 
in denen Betroffene oft erst nach vielen 
Jahren in der Lage waren, sich zu öffnen.
Wie müssen sie sich fühlen, wenn dies mit 
als Grund betrachtet wird, ihre so späte 
Anzeige erst einmal in Zweifel zu ziehen.
Dabei müssen, insbesondere vor dem 
Hintergrund nicht auszuschließender 
Spätfolgen, trotzdem eventuelle Ansprü-
che nach dem Opferentschädigungsgesetz 
gesichert werden. Hier wird dann – nicht 
selten und fälschlicherweise – in nicht we-
nigen Landesversorgungsämtern immer 
noch eine Anzeige bei der Polizei verlangt.
Ich stehe immer noch zur gesetzlichen 
Unschuldsvermutung gegenüber dem Be-
schuldigten. Aber ich stehe gleicherma-
ßen dazu, dass Anzeigenerstattenden und 
Betroffenen, insbesondere nach Sexual-
delikten, spiegelgleich ebenso erst einmal 
zu unterstellen ist, dass die von ihnen er-
hobenen Vorwürfe der Wahrheit entspre-
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chen. Dann ist ergebnisoffen zu ermitteln 
– und zwar losgelöst von der befangenen 
opferfeindlichen und nicht mehr halt­
baren sogenannten Nullhypothese aus 
dem vergangenen Jahrtausend.

Sexueller Missbrauch  
Schutzbefohlener
Bewusst gehe ich im Folgenden nicht wei­
ter auf betroffene Kinder, sondern auf die 
bereits älteren Schutzbefohlenen ein. 
Denn aufgrund meiner Erfahrungen und 
Beobachtungen kam ich zu dem Schluss, 
dass gerade das, was in Strafprozessen 
oder auch anderen gerichtlichen Verfah­
ren oft als entlastend für den Angeklag­
ten bewertet wurde und wird, dem Grun­
de nach gerade doch umgekehrt viel mehr 
als belastend und sogar strafverschärfend 
zu bewerten sein müsste, was doch so ger­
ne fälschlich als Strafmilderungsgrund 
angeführt wird. Es ist unbestritten ver­
achtenswert, wenn ein Vorgesetzter sei­
ne Machtposition gegenüber einer Auszu­
bildenden missbraucht und sie z. B. zum 
Oralverkehr oder anderen sexuellen Prak­
tiken nötigt. Aber wenn ein Beschuldig­
ter die Tat einräumt oder diese nicht mehr 
zu bestreiten ist, stellt sich die Frage, in­
wiefern strafmildernde Umstände vorlie­
gen, wenn z. B. ein Lehrer eine ihm anver­
traute Schülerin in ihrer Pubertät, in der 
sie sich doch sexuell orientieren soll und 
will, und sie, die wie so oft in dem Alter 
üblich wie viele andere für ihren Lehrer 
schwärmt, in sich verliebt macht und eine 
Affäre mit ihr beginnt? Er manipuliert sie 
in ihren Gefühlen. Er spielt ihr Gefühle 
vor. Ist so etwas nicht auch nur eine subti­
lere und manchmal noch schmerzhaftere 
und schädlichere Form von (psychischer) 
Gewalt? Die Minderjährige vertraut ihm, 
sie ist in ihn verliebt, sie schreibt ihm Lie­
besbriefe mit ihren erotischen Träumen, 
macht Fotos von sich und ihm.
Macht sich diese nun angeklagte Schutz­
person überhaupt bewusst, was sie die­
sem jungen Menschen, meistens Mäd­
chen, angetan hat? Wie soll so ein junger 
Mensch je wieder sich und seinen Gefüh­
len vertrauen und je zu einer liebevollen 
Partnerschaft auf Augenhöhe fähig sein? 
Er wird nicht nur dem Täter seine Lü­
gen vorwerfen, er wird sich seinen Irrtum 
vorwerfen und sich (mit ihm oder ohne 
ihn) oftmals sogar noch schuldiger füh­
len als der Täter.

Menschen, denen man so etwas angetan 
hat, haben – trotz gelegentlicher thera­
peutischer Hilfe – häufiger Probleme mit 
Alkohol- und Substanzmittelmissbrauch. 
Sie sind eher suizidgefährdet, leiden häu­
figer an Depressionen, Beziehungsstö­
rungen, Bindungsproblemen. Und das 
Schlimmste: Sie können oftmals nie wie­
der jemandem und erst recht nicht sich 
selbst vertrauen.
Dann erdreisten sich diese Angeklagten 
oft über ihre Strafverteidiger zu behaup­
ten, ja ebenfalls in diesen jungen Men­
schen verliebt gewesen zu sein, und legen 
dem Gericht nicht selten jahrealte Liebes­
briefe der Betroffenen als Beweis für ihre 
Entlastung vor, die dann die Betroffenen 
ein weiteres Mal „nackt“ dastehen und 
mit ihren Schuld- und Schamgefühlen al­
leinlassen. Wie müssen sich diese Betrof­
fenen vor Gericht fühlen? Sie, die Opfer, 
werden plötzlich zu vor allen bloßgestell­
ten Tätern, die ja „selber Schuld hatten“ 
an dem, was ihnen angetan wurde.
Ich vertrete an dieser Stelle ganz klar die 
Auffassung, dass das Herbeimanipulieren 
einer Liebesbeziehung mit einer Schutz­
befohlenen in der Strafzumessung min­
destens so schwer zu wiegen hat wie der 
sexuelle Missbrauch unter Zwang oder 
Androhung von Zwang – wobei hier si­
cherlich je nach dem individuellen Ein­
zelfall unterschieden werden muss. 
Dies würde aber auf alle Fälle die Umkehr 
und Abkehr von der bisherigen Regel be­
deuten. Diese beginnt bei den polizeili­
chen Ermittlungen.

Schluss mit der Nullhypothese
Die sogenannte Nullhypothese, die in ih­
rem Denkmodell davon ausgehen lässt, 
dass beim Vorwurf einer (Sexual-)Straftat 
davon auszugehen ist, dass die Tat nicht 
stattgefunden hat, ist aus heutiger Sicht in 
Bezug auf die Betroffenen solcher Delik­
te einfach nur menschenverachtend und 
macht so Betroffene schwerster Straftaten 
mindestens ein zweites Mal – dieses Mal 
allerdings von Amts wegen – zum Opfer 
der an ihnen begangenen Tat. Dies muss 
endlich aufhören. Sofort.
Als Lösungsansatz schlage ich bis auf Wei­
teres eine analoge Anwendung der soge­
nannten Harmonisierung in Form ei­
ner praktischen Konkordanz analog zu 
Grundrechtskollisionen vor. Sowohl die 
gesetzliche Unschuldsvermutung als auch 

die Überzeugung, dass ein Zeuge zu­
nächst einmal die Wahrheit sagt, müssen 
einen gleich hohen Stellenwert erhalten. 
Das Gericht ist dann im Rahmen seiner 
Wahrheitserforschung verpflichtet, auf 
dem Wege der sogenannten praktischen 
Konkordanz den schonendsten Ausgleich 
zwischen der obligatorischen Unschulds­
vermutung und der dann ebenso obliga­
torischen Vermutung, dass das Opfer die 
Wahrheit gesagt hat, zu finden. Dies wird 
nicht einfach sein. Es wird auch nicht im­
mer zufriedenstellend gelingen. Aber es 
wäre auf alle Fälle besser als die bislang so 
einseitig durchgehaltene Unschuldsver­
mutung gegenüber den Angeklagten.
Dieser Artikel argumentiert bewusst we­
niger juristisch und mehr moralisch.
Dabei ist es ist nie zu spät dafür, mit dem 
Richtigen anzufangen.
Bezüglich eines „würdigeren“ Umgangs 
mit Anzeigeerstattern und (Opfer-)Zeu­
gen weise ich darauf hin, dass einer den 
Anfang machen muss. 
Meistens beginnt ein Ermittlungsverfah­
ren damit, dass eine Anzeige bei der Po­
lizei erstattet wird. Staatsanwälte und 
Richter könnten oft von Polizeibeamten 
lernen, wie man angemessen mit Opfern 
von sexueller Gewalt umgehen sollte.�
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